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Sehr geehrte Damen und Herren,

nachdem Ende Juni die Koalitionäre in Berlin 
durch ihre Auseinandersetzungen über den 
Masterplan Migration dafür gesorgt haben, 
dass nicht nur das Wetterthermometer er-
höhte Temperaturen vermeldete, scheint 
die Sommerpause jetzt doch mehr als nötig, 
wenngleich die Bilanz an bereits umgesetz-
ten Vorhaben noch steigerungsfähig ist. 

Zu begrüßen ist dabei in jedem Fall, dass die 
Bundesregierung mit dem „Baukindergeld“ 
einen wohnungsbaupolitisch richtigen 
Schritt gemacht hat, der insbesondere Fami-
lien im ländlichen Raum die Investition in 
ein eigenes Haus oder eine Eigentumswoh-
nung erleichtert. Auch die Sonderabschrei-
bung beim Bau von Mietwohnungen geht in 
die richtige Richtung, wenngleich wir uns 
weiterhin für eine sachgerechte Anpassun-
gen der Abschreibungsbedingungen auf 
lange Sicht einsetzen. 

Solche Maßnahmen sind gerade dann be-
sonders wichtig, wenn sich die Branche mit 
dem Vorwurf steigender Baupreise kon-
frontiert sieht. Dabei gerät leicht in Verges-
senheit, dass Baupreise Kalkulationspreise 
sind, in die verschiedene Kostenarten ein-
fließen – und diese sind in großem Maße 
auch von den politischen Rahmenbedin-
gungen abhängig. Der neueste Treiber fin-
det sich in der Ausweitung der LKW-Maut 
auf 52.000 Kilometer Bundesstraßen. Diese 
Mehrbelastung können die Unternehmen 
nicht einfach wegstecken. Die angekündig-
te Refinanzierung in die Verkehrsinfra-

struktur darf aber nicht in Form von 
ÖPP-Projekten auf den Schultern des Mit-
telstands ausgetragen werden. 

„Alle Jahre wieder“ begegnet uns in den 
Sommermonaten ein Thema, welches die 
Betriebe erheblich belastet: Um Arbeitneh-
mer besser vor UV-Strahlen zu schützen, 
diskutiert die Bundesregierung die Einfüh-
rung einer jährlichen verpflichtenden Vor-
sorge-Untersuchung allein auf Kosten der 
Unternehmer. Für Tätigkeiten im Freien 
müsste dann ein Arzttermin organisiert 
werden, bei dem die Betroffenen über 
selbstverständliche Maßnahmen zum Son-
nenschutz informieren lassen müssten. Oh-
ne diese Untersuchung soll der Mitarbeiter 
nicht auf der Baustelle eingesetzt werden 
dürfen. UV-Schutz ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe, die nicht allein bei den 
Unternehmen abgeladen werden darf. Wir 
fürchten einen regelrechten Baustopp!

Das Beispiel UV-Schutz verdeutlicht, wie 
regulatorische Vorgaben immer wieder die 
Bautätigkeiten behindern und erschweren. 
Eine funktionierende Bürokratie hat ihre 
Berechtigung – überbordende Vorschriften-
kataloge jenseits der betrieblichen Praxis 
braucht hingegen niemand. Ein paar Bei-
spiele haben wir in dieser Ausgabe zusam-
mengestellt. Schreiben Sie uns gerne, wenn 
Sie ähnliche Erfahrungen gemacht haben: 
presse@zdb.de 

Zum Ende der Sommerpause lädt die Bun-
desregierung traditionell im Rahmen des 
Tages der offenen Tür am 25. und 26. August 

Bürgerinnen und Bürger zum Blick hinter die 
Kulissen ein. Wir sind seit vielen Jahren mit 
dem Nationalteam Deutsches Baugewerbe 
dabei und demonstrieren vor Ort – in neuer 
Ressortzuständigkeit also im Bundesministe-
rium des Innern, für Bau und Heimat – wel-
ches Potenzial in einer Ausbildung im Bau 
steckt. Besuchen Sie uns doch in Berlin.

Bis dahin wünsche ich Ihnen einen schönen 
Sommer. 

Ihr

RA Felix Pakleppa
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Baukostensenkung – oder:  
Wie die Bürokratie die Bauunternehmen belastet

Durch die Beantwortung unzähliger Anfra-
gen, Abfragen und Umfragen entstehen 
den Betrieben Kosten in Milliardenhöhe. 
Das Bestimmungsdickicht erfordert speziell 
bei kleinen und mittleren Unternehmen 
externe Unterstützung und treibt die ohne-
hin starke zeitliche und finanzielle Belas-
tung noch weiter nach oben. Gleichzeitig 
wird seit einigen Jahren über die zu hohen 
Baukosten diskutiert. Ein Gutteil dieser 
Kosten ist jedoch politisch indiziert, sei es 
die hohen Baulandkosten, seien es die stän-
dig steigenden Baunebenkosten wie z. B. 
die Grunderwerbsteuer. 

Aber auch die Vielzahl von Gesetzen und 
Verordnungen, die von den Unternehmern 
beachtet werden müssen, schlagen sich in 
den Baukosten nieder. Wenn der Unterneh-
mer einen Datenschutzbeauftragten be-
stimmen muss, oder aber eine Fachkraft für 
Arbeitssicherheit, oder wenn er die Tren-
nung von Gewerbeabfällen minutiös doku-
mentieren muss, dann sind das Kosten, 
Overhead-Kosten, die er an seine Kunden 
weitergeben muss. 

Daher würde es sich in jeder Hinsicht loh-
nen, die Vielzahl von Gesetzen und Vor-
schriften zu durchforsten und auf die not-
wendigen Bestimmungen zu reduzieren. 
Die sachgerechte Ausgestaltung – und 
nicht die Wahrung von Besitzständen – 
muss dabei die Maxime im Gesetzgebungs-
prozess sein. Gerade die Umsetzung von 
EU-Richtlinien muss 1:1 erfolgen, ohne zu-
sätzliche nationale Verschärfungen.

Flickenteppich durch länder
spezifische Verordnungen

Dabei speisen sich die Bürokratiekosten 
und -belastungen aus vielerlei Quellen: An 
erster Stelle zu nennen sind die Landesbau-
ordnungen. Warum sich die Länder nicht 
auf die Musterbauordnung einigen können, 
wie sie gemeinsam von den Landesbaumi-
nistern mit dem Bund erarbeitet worden ist, 
versteht keiner. Dabei wäre die Abschaf-
fung der 16 Landesbauordnungen zuguns-
ten einer bundeseinheitlichen Musterbau-
ordnung ein wirksamer Beitrag zur Be-
schleunigung des Bauens und damit auch 
ein Beitrag zur Kosteneinsparung. Die Bau-
ministerkonferenz erarbeitet und aktuali-
siert die sogenannte Musterbauordnung, in 
der sämtliche bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften enthalten sind. Trotzdem leisten 
wir uns – genauso wie im Vergaberecht – 
einen Flickenteppich bauordnungsrechtli-
cher Vorschriften, die sich von Bundesland 
zu Bundesland unterscheiden. Bauunter-
nehmen, die im gesamten Bundesgebiet 
tätig sind, müssen sich also auf 16 verschie-
dene bauordnungsrechtliche Regime ein-
stellen. In der Konsequenz bedeutet dies 
vielfache Erschwernisse und Verzögerungen 
sowie Verteuerungen, die in landespoliti-
scher Verantwortung liegen. 

So besteht in Baden-Württemberg z.B. eine 
Verpflichtung zur Dachbegrünung oder zur 
Einrichtung von Fahrradstellplätzen. Berlin 
und Brandenburg können sich nicht auf ein-
heitliche Größenangaben zu Treppen und 

Treppengeländern einigen. Ein weiterer 
wirksamer Beitrag zur Beschleunigung des 
Bauens bestünde in der Abschaffung sämtli-
cher Landesvergabegesetze zugunsten eines 
einheitlichen Bundesgesetzes.

Selbst Vergabestellen sind 
überfordert

Ein Negativbeispiel für überbordende Büro-
kratie und Praxisuntauglichkeit stellt das 
(ehemalige) nordrhein-westfälische Ta-
riftreue- und Vergabegesetz dar. Bereits 
kurz nach Inkrafttreten des Gesetzes wur-
de deutlich, dass die Regelungen in der Pra-
xis nicht handhabbar waren. Daraufhin 
wurde das Gesetz evaluiert und ist „als Bü-
rokratiemonster“ eingestuft worden, was 
auf die schwer verständlichen und komple-
xen Vorschriften zurückzuführen war. Die 
Vergabestellen selbst waren mit der An-
wendung des Gesetzes überfordert. Kont-
rollmöglichkeiten bezüglich der Anwen-
dung des Gesetzes bestanden kaum. Die 
Wirkung des Gesetzes wurde ernüchternd 
wie folgt eingestuft: Keine Verbesserung 
des fairen Wettbewerbs, keine Änderung 
hin zum Qualitätswettbewerb, stattdessen 
Verteuerung der Leistungen und Verringe-
rung des Bieterkreises.

Da sich die vergaberechtlichen Vorschriften 
von Bundesland zu Bundesland unterschei-
den, müssen sich Bauunternehmen, die im 
gesamten Bundesgebiet unterwegs sind, 
auch hier notgedrungen auf 16 verschiedene 
landesvergaberechtliche Regime einstellen, 

mit entsprechenden Konsequenzen. Dass die 
Vergabe öffentlicher Aufträge auch ohne 
landesrechtliche Gesetzgebung gut organi-
siert werden kann, zeigt Bayern. Es verzich-
tet als einziges Bundesland in vorbildlicher 
Weise auf ein Landesvergabegesetz. 

Vergabefremde Kriterien treiben 
Belastungen nach oben

Neben den Landesvergabegesetzen und den 
Landesbauordnungen gibt es darüber hin-
aus eine Vielzahl von Verordnungen und 
Vorschriften, die sich auf Baumaßnahmen 
an sich bzw. auf die Vergabe von Bauaufträ-
gen beziehen, ganz vorne auf der Liste sind 
Maßnahmen zum Artenschutz und zur 
Frauenförderung.

Die Liste mit Beispielen bürokrati-
scher Hemmnisse ist lang, von A wie 
Artenschutz bis Z wie Zirkuläre Wirt-
schaft. Uns interessiert, was Ihren 
Alltag auf der Baustelle verlangsamt 
und über welchen Formularen Sie 
regelmäßig verzweifeln. 

Wenn Ihnen als Unternehmer ein 
Beispiel einfällt, über das Sie sich be-
sonders aufregen, dann schicken Sie 
das bitte an presse@zdb.de. 

Wir freuen uns darüber!

Auf besondere Gegenliebe gestoßen ist die 
Vorverlegung der Fälligkeit der Sozialversi-
cherungsbeiträge, die 2005 zur Stabilisie-
rung des Rentenversicherungsbeitrags ein-
geführt worden war und die wie weiland die 
Sektsteuer trotz voller Kassen nicht rück-
gängig gemacht wird. Die Unternehmen 
müssen daher weiterhin 24 Monatsabrech-
nungen machen anstelle von nur zwölf.

Dass die Datenschutz-Grundverordnung be-
sonders bei den kleineren Unternehmen für 
enorme Belastung und Unsicherheit sorgt, ist 
in der Öffentlichkeit bereits vielfach themati-
siert worden. Aber die Bestellung eines ex-
ternen Datenschutzbeauftragten ist zu-
nächst einmal mit Kosten und dann anschlie-
ßend mit Aufwand verbunden. 

Sicherheit geht vor

Auch Seitens der Berufsgenossenschaft 
gibt es Auflagen, speziell zur Arbeitssicher-
heit. Egal ob Fachkraft für Arbeitssicher-
heit, Maschinenbeauftragter oder Ersthel-
fer, jeweils muss eine Person dafür bestellt 
und geschult werden, was wiederum Kos-
ten nach sich zieht. Hier gilt aber zu beden-
ken, dass die Sicherheit am Arbeitsplatz ein 
hohes Gut ist, das im Interesse der Mitar-
beiter zu erhalten ist. Die insgesamt zu-
rückgehenden Unfallzahlen in der Bauwirt-
schaft belegen, dass die Unternehmer sich 
ihrer Verantwortung bewusst sind und die-
se auch wahrnehmen. � (ik, pm)

Panel zur Mantelverordnung mit ZDB-Vorstand 
Wolfgang Schubert-Raab

Rund 300 Gäste waren am 11. und 12. Juni 
nach Berlin zu kommen, um sich mit mine-
ralischen Nebenprodukten, mit Böden, mit 
Aschen, Schlacken, Stäuben, Abfallverbren-
nungsrückständen, Bauabfällen, Gips und 
mit Deponiekapazitäten zu befassen – 
schwere Kost also.

Am ersten Konferenztag ging es in einer 
Podiumsdiskussion mit Experten aus Poli-
tik und Wirtschaft um die Frage „Mantel-
verordnung und kein Ende – Durchziehen 
oder Neustart?“ Wolfgang Schubert-Raab, 
Präsident des Landesverbands Bayerischer 
Bauinnungen und kooptiertes ZDB-Vor-
standsmitglied, hat das deutsche Bauge-
werbe in dieser Runde vertreten.  In sei-
nem Eröffnungsstatement betonte Schu-
bert-Raab, dass man eine Mantelverord-
nung brauche, die eine bundesweit 
einheitliche Regelung beinhalte, aber nur 
mit den Grenzwerten der Bodenschutz-
verordnung. Er beklagte, dass mittlerweile 
ein „Bodentourismus“ entstanden sei, bei 
dem vermeintlich kontaminierte Böden, 
die nicht den LAGA M20-Werten entsprä-
chen, über hunderte von Kilometern 
transportiert und schlussendlich depo-
niert würden. Von den rund 50.000 t Erd-
aushub, die jährlich in seinem Unterneh-
men entstünden, würden derzeit nur noch 
10.000 t wieder verwendet. Der Rest, also 
40.000 t, müssten deponiert werden. Vor 
fünf Jahren sei das Verhältnis genau um-
gekehrt gewesen. „Allein in Bayern fahren 
mehr als 30 Mio. t Böden auf der Auto-
bahn spazieren.“

In der nachfolgenden Diskussion ging es 
dann auch vor allem um die Frage, ob man 
das Projekt beenden sollte, ob eine Regulie-
rung durch die Länder besser wäre oder ob 
bundesweit einheitliche Werte zu bevorzu-
gen seien. Stefan Schmidmeyer, Geschäfts-
führer Baustoff Recycling Bayern e.V., beton-
te, dass man vor allem um die Akzeptanz der 
Recycling-Baustoffe kämpfe. „Jeder will nur 
noch Z 0 Baustoffe einbauen.“ Im Interesse 
der Bauherren brauche man hier eine ver-
bindliche Qualitätssicherung und Rechtsver-
bindlichkeit über die einzelnen Baustoffe. 

Dr.-Ing. Alexander Gosten von der BSR (Ber-
liner Stadtreinigung) stellte die Frage, auf 
welcher Basis man die Grenzwerte für be-

stimmte Stoffe in den Böden bestimmen 
wolle: aufgrund von Besorgnis über die 
Gesundheit der Menschen oder aufgrund 
einer Gefährdungsanaylse? Er nannte als 
Bespiel Zink, das viele Menschen über Tab-
letten zu sich nehmen würden. Rechnete 
man die Konzentration einer Tablette hoch 
auf eine Tonne Erdaushub wäre der Boden 
absolut kontaminiert. 

Schlussendlich waren sich alle Teilnehmer 
der Runde einig, dass eine Mantelverord-
nung grundsätzlich notwendig sei; in wel-
cher Form und mit welchen Grenzwerten, 
z.B. mit denen der Bodenschutzverordnung, 
die dann 1:1 übernommen werden sollten, 
darüber herrschte Dissens. � (ik)

Wolfgang Schubert-Raab, kooptiertes ZDB-Vorstandsmitglied und Präsident des Landesverbands Bayerischer Bau- 

innungen betont im Podiumsgespräch die Notwendigkeit einer praxisnahen und bundesweit einheitlichen Regelung.
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Arbeitstreffen mit Staatssekretärin Anette Kramme und Staatssekretär Steffen BilgerFür die Wiedereinführung der Meisterpflicht: Unternehmensvertreter im Bundeswirtschaftsministerium

Baugewerbe und Politik im Dialog

In der Begleitung aktueller und zukünftiger 
Gesetzesvorhaben steht der Zentralver-
band des Deutschen Baugewerbes (ZDB) in 
regem Kontakt mit Regierungsvertretern 
und Ministerien. Mitte Juni trafen ZDB-Prä-
sident Dr.-Ing. Hans-Hartwig Loewenstein 
und Heribert Jöris, Geschäftsführer des 
Geschäftsbereichs Sozial- und Tarifpolitik 
im ZDB, Anette Kramme, Parlamentarische 
Staatssekretärin im Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (BMAS) zum Gespräch. 
Mit Bezug auf das jüngst verabschiedete 
Gesetz zur Brückenteilzeit betonten Loe-
wenstein und Jöris, dass die dort vorgese-
henen Regelungen für die Betriebe des 
Baugewerbes enorme bürokratische Hür-
den mit sich bringen würden. 

Auch beim Stichwort sachgrundlose Be-
fristung hat der ZDB-Präsident für mehr 
Flexibilität in der Baubranche plädiert, 
weil in Aufschwungphasen der zunehmen-
de Arbeitskräftebedarf anders als in ande-
ren Branchen nicht ohne weiteres durch 
Zeitarbeit ausgeglichen werden könne. 
Gegenstand des Gesprächs waren außer-
dem die Diskussion zur möglichen Auswei-
tung der so genannten harten Bedingun-
gen in der Entsenderichtlinie der Europäi-
schen Union. Abschließend hoben beide 
Seiten die Relevanz der Tarifbindung für 
die deutsche Wirtschaft hervor. Die 
ZDB-Vertreter forderten, dass sich das 

Eine große Delegation des Fliesenleger-, 
Estrich und Belag- sowie des Betonstein- 
und Terrazzohersteller- handwerks traf sich 
Ende Juni im Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie zum Gespräch mit der 
Abteilungsleiterin Mittelstandspolitik, Frau 
Dr. Sabine Hepperle, und weiteren Vertre-
tern des Ministeriums, um über die Wieder-
einführung des Meistervorbehalts zu disku-
tieren. Die Unternehmer nutzten die Gele-
genheit und berichteten ausführlich aus der 
Praxis über die Folgen der Handwerksnovel-
le von 2004. Diese hat eine verheerende 
eine Abwärtsspirale in den Gewerken in 
Gang gesetzt, die zu einer akuten Bedro-
hung für die Duale Ausbildung führt. So ist 
die Zahl der Meisterprüfungen allein im Flie-
senleger-Handwerk dramatisch um 80 % 
(von 550 pro Jahr in 2004 auf jetzt 100 pro 
Jahr) zurückgegangen. Dies hatte auch un-
mittelbare Auswirkungen auf die Ausbil-
dungsleistung, die seit 2004 um mehr als 
die Hälfte abgenommen hat. Wurden im 
Jahr 2002 deutschlandweit noch knapp 
4.500 Fliesen-, Platten- und Mosaikleger 
ausgebildet, so waren es im Jahr 2016 nur 
noch etwas mehr als 2.200. Und dies, ob-
wohl die Zahl der Betriebe sich - wie 2004 
politisch gewollt - im gleichen Zeitraum ver-
sechsfacht hat. Waren es im Jahr 2004 in 
Deutschland ca. 12.000 Betriebe, sind im 
Jahr 2014 über 71.000 Betriebe eingetragen. 
Dies zeigt ganz eindeutig: Qualität kommt 
vor Quantität! Ohne Meisterbetriebe gibt es 

BMAS gegen das Ausnutzen von Tarifver-
trägen durch „Trittbrettfahrer“ einsetzen 
müsse. Dies sei ein wichtiger Beitrag zur 
Steigerung der Tarifbindung. 

keine betriebliche Ausbildung! Wenn die 
Politik hier nicht korrigierend eingreift, wird 
die Duale Ausbildung irreparabel geschädigt. 

Ohne Meister und gut ausgebildete Fachkräf-
te leiden aber auch Handwerksqualität und 
Verbraucherschutz. Immer häufiger führt die 
mangelnde Qualifikation der Nicht-Meister-
betriebe zu Mängeln. Zu diesem Ergebnis 
kommt auch eine Sachverständigenumfrage 
dieser Gewerke. Den betroffenen Bauherren 
und Endkunden entstand durch die nicht 
fachgerechte Arbeit eine durchschnittliche 
Schadenssumme von rund 9.000 Euro. 

Die Unternehmer konnten hierzu zahlreiche 
Fälle aus der Praxis schildern, die von Schim-
melbildung und mangelhaftem Schallschutz 

Anfang Juli hat sich Felix Pakleppa, Hauptge-
schäftsführer des ZDB,  mit Steffen Bilger, 
Parlamentarischer Staatssekretär im Bun-
desministerium für Verkehr und digitale Inf-
rastruktur (BMVI), über allgemeine verkehr-
spolitische Themen ausgetauscht. In konst-
ruktiver Atmosphäre diskutierten Pakleppa 
und Bilger die aktuellen Aktivitäten zur 
Gründung der bundeseigenen Infrastruktur-
gesellschaft wie auch die Frage nach einer 
Strategie, um mittelständische Straßenbau-
unternehmen verstärkt am Straßenbau zu 
beteiligen, gegebenenfalls über ein Pilotpro-
jekt zu Öffentlich-Privaten Partnerschaften 
(ÖPP) und dem Mittelstand. Der ZDB vertritt 
vor allem kleine und mittelständische Unter-
nehmen: 73 Prozent der Betriebe des Bau-
hauptgewerbes haben weniger als zehn Mit-
arbeiter. Vor diesem Hintergrund setzt sich 
der ZDB dafür ein, ÖPP-Projekte mittel-
standsfreundlich auszugestalten.

Thema des Gesprächs waren außerdem die 
Digitalstrategie des BMVI. Der Megatrend 
Digitalisierung umfasst alle Gesellschafts- 
und Wirtschaftsbereiche. Gerade im inter-
nationalen Vergleich ist es dabei wichtig, 
Innovationen voranzutreiben und den Wan-
del aktiv zu gestalten. Hierfür gilt: Die politi-
schen Rahmenbedingungen müssen stim-
men, um die Digitalisierung in den Betrie-
ben der mittelständischen Bauwirtschaft 
weiter zu fördern. � (da)

bis hin zu Statikproblemen reichten. Lebens-
bedrohlich wird eine nicht fachgerechte 
Ausführung sogar im Estrichlegerhandwerk, 
wenn zum Beispiel in OP-Sälen oder Inten-
sivstationen ableitfähige Beläge mangelhaft 
hergestellt werden. 

Die Forderung der Fliesen-, Platten- und Mo-
saikleger, Betonstein- und Terrazzohersteller 
sowie des Estrich und Belag Handwerks an 
das Wirtschaftsministerium und die Politik 
ist deswegen eindeutig: Die Wiedereinfüh-
rung des Meistervorbehalts ist notwendig, 
denn eine zukunftsfähige Duale Ausbildung 
und gut ausgebildete Fachkräfte, Hand-
werksqualität und hohen Verbraucher-
schutz sichert nur der Meisterbrief! � (ra)

Die Unternehmer aus  dem Fliesenleger-, Estrich- und  Belag sowie dem Beonstein- und Terrazohersteller-Hand-

werk warben für die Wiedereinführung der Meisterpflicht.

Bundestagsgespräche

Johannes Vogel MdB (FDP)
Ende Juni traf sich Heribert Jöris, ZDB-Ge-
schäftsführer Sozial- und Tarifpolitik, mit 
Johannes Vogel (FDP). Jöris wies darauf hin, 
dass die sachgrundlose Befristung ein wich-
tiges Instrument ist zur Abfederung von 
Auftragsspitzen ist. Das gilt einmal mehr, da 
dass Baugewerbe durch das Verbot der Ar-
beitnehmerüberlassung nur begrenzt auf 
Zeitarbeitsmaßnahmen zurückgreifen darf.

Torsten Herbst MdB (FDP) 
Torsten Herbst, Obmann der FDP im Ver-
kehrsausschuss, traf ZDB-Hauptgeschäfts-
führer Felix Pakleppa, der im Hinblick auf 
die Infrastrukturgesellschaft dafür warb, die 
regionale Verantwortung zu stärken und die 
gewachsene Fachkompetenz vor Ort zu nut-
zen. Weiter Themen waren der Referente-
nentwurf zum Planungsbeschleunigungsge-
setz und die Bauproduktensicherheit.

Oliver Luksic MdB (FDP)
Oliver Luksic MdB, Verkehrspolitischer Spre-
cher der FDP-Bundestagsfraktion hat sich im 
Juni mit ZDB-Hauptgeschäftsführer zu den 
Anliegen der Bauwirtschaft im Bereich Infra-
struktur ausgetauscht. Auf die Frage „Schaf-
fen Sie die hohen Investitionen in die Infra-
struktur auf die Straße zu bauen?“ hatte Pa-
kleppa eine klare Antwort: ja, das schaffen wir, 
wenn die Mittel verstetigt werden und die 
politischen Rahmenbedingungen passen. 

Volkmar Vogel MdB (CDU) 
Anfang Juni traf sich ZDB-Hauptgeschäfts-
führer Felix Pakleppa mit dem Bundestags-
abgeordneten Volkmar Vogel (CDU). In ei-
nem inhaltlich umfangreichen Gespräch 
ging es vom Wohnungsbau über den Erhalt 
der VOB, die Wiedereinführung des Meister-
vorbehalts bis hin zur Mantelverordnung 
und der Bauproduktensicherheit. Herr Vogel 
ist auch ein großer Fan unseres National-
teams Deutsches Baugewerbe!

Sabine Poschmann MdB (SPD)
Die Dortmunder SPD-Bundestagsabgeord-
nete Sabine Poschmann ist Mitglied im 
Wirtschaftsausschuss und Beauftragte ihrer 
Fraktion für Mittelstand und Handwerk. Die 
Wiedereinführung der Meisterpflicht war 
Schwerpunkt des Gesprächs zwischen ihr 
und ZDB-Hauptgeschäftsführer Felix Pa-
kleppa. Beide waren sich einig, dass das Er-
folgssystem Duale Ausbildung ohne Meis-
terbetriebe nicht zukunftsfähig ist.� (ra)

Bernhard Daldrup MdB (SPD) 
Felix Pakleppa, Hauptgeschäftsführer des 
ZDB, hat sich Mitte Juni mit Bernhard Dal-
drup,SPD-Obmann im Bauausschuss, getrof-
fen. Neben dem aktuellen Stand der Baukos-
tensenkungskommission ging es um den 
Referentenentwurf des Planungsbeschleu-
nigungsgesetztes. Pakleppa dazu: „Ein ein-
heitliches Planungsbeschleunigungsgesetz 
für Infrastruktur und Wohnungsbau ist hier 
der richtige Weg.“
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Klimaschutz und Energieeffizienz:  
Wo steht Deutschland?

Belastung durch UV-Strahlung: Gespräch mit 
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil

Beim Aktionsforum Klimaschutz am 
26.06.2018 in Berlin hat die Bundesumwelt-
ministerin Svenja Schulze den Klimaschutz-
bericht 2017 vorgestellt. Einen Tag später, 
am 27.06.2018, wurde von der Bundesregie-
rung der 6. Monitoringbericht zur Energie-
wende verabschiedet. In beiden Berichten 
wird deutlich, dass Deutschland das Ziel ei-
ner 40%igen Reduzierung der CO2-Emissio-
nen bis 2020 nicht erreichen wird.

Von 1990 bis 2016 haben die CO2-Emissio-
nen in Deutschland um 27 % abgenommen, 
bis 2020 sollten 40% erreicht werden. Dies 
geht aus dem Klimaschutzbericht hervor. 
Voraussichtlich werden 32 % erreicht. Dies, 
so zitiert Ministerin Schulze aus dem Be-
richt, liege unter anderem an der unerwar-
teten dynamischen Konjunkturentwicklung 
und das unerwartet deutliche Bevölke-
rungswachstum. Für 2030 werden Redukti-
onsziel von 55% und bis 2050 von 85-90 % 
genannt. Für den Gebäudebereich soll bis 
zur Mitte des Jahrhunderts ein klimaneut-
raler Gebäudebestand erreicht werden.Das 

„Aktionsprogramm als auch der Klima-
schutzplan folgen dabei dem Leitbild von 
Klimaschutz als gesellschaftlicher und 
wirtschaftlicher Modernisierungsstrategie, 
die wissenschaftlich fundiert, technolo-
gieoffen und effizient gestaltet wird“. 

Der Zentralverband des Deutschen Bauge-
werbes (ZDB) fordert zur Energieeffizienz 
im Gebäudebereich: keine Verschärfung 
der Anforderungen, sondern Beibehaltung 
und Ergänzung der Förderung und Informa-
tion der Endverbraucher und Bauherren. 
Damit wird die gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe deutlich und die Wirtschaftlich-
keit von Maßnahmen ist zu erwarten.

Bereits im Koalitionsvertrag der Bundesre-
gierung wird auch die Weiterentwicklung 
unter Berücksichtigung des bezahlbaren 
Bauens und Wohnens und der Wirtschaft-
lichkeit angesprochen. Bauen darf nicht 
noch teurer werden. Dabei spielt es keine 
Rolle, welche Bereiche mit welchem Anteil 
an der Baukostensteigerung beteiligt sind, 
ob die Energieeffizienz, der Brandschutz, der 
Schallschutz oder die Barrierefreiheit. Fach-
leute weisen immer wieder auf die ver-
meintlich geringen Kosten durch höhere 
Anforderung in den einzelnen Bereichen hin. 
Dabei wird aber außer Acht gelassen, dass 
die Summe aus allen Bereichen zu einer 
deutlich spürbaren Baukostensteigerung, 
insbesondere beim Bauen im Bestand, bei-
trägt. Das muss vermieden werden, so die 

Reinhard Quast, designierter Präsident des 
ZDB, ZDB-Hauptgeschäftsführer Felix Pa-
kleppa und Heribert Jöris, Leiter des Ge-
schäftsbereichs Sozial- und Tarifpolitik im 
ZDB, tauschten sich mit Hubertus Heil, 
Bundesminister für Arbeit und Soziales, 
und Björn Böhning, Staatssekretär im 
BMAS über aktuelle Fragen aus.

Im Mittelpunkt des ersten Gesprächs, das der 
ZDB mit Hubertus Heil in der neuen Funktion 
als Bundesarbeitsminister führte, stand da-
bei das Verordnungsverfahren zu Schutz-
maßnahmen gegen übermäßige Belastung 
durch UV-Strahlung. Aktuell sind die Bera-
tungen noch nicht abgeschlossen und die 
Maßnahmen noch in Planung. Ausgehend 
von einem Beschluss des Ausschusses für 
Arbeitsmedizin ist die Einführung einer Ange-
bots- und Pflichtvorsorge bei regelmäßigen 
Tätigkeiten im Freien regelmäßiger UV-Strah-
lung vorgesehen, wenn bestimmte Kriterien 
der UV-Exposition (Sonnenstrahlung) erfüllt 
sind. Beschäftigte, die sich in den Monaten 
April bis September an mindestens 40% ihrer 
Arbeitstage mehr als drei Stunden täglich der 
Sonneneinstrahlung ausgesetzt sind, müssen 
sie zu einer Pflichtvorsorgeuntersuchung im 
Hinblick auf Hautkrebs; wenn sich der Auf-

ZDB-Forderung. Franz Xaver Peteranderl, 
Vizepräsident des Zentralverbands des 
Deutschen Baugewerbes und Vorsitzender 
des Ausschusses für Umwelt, Technik und 
Unternehmensentwicklung im ZDB, weist 
dabei insbesondere auch auf Recycling- und 
Entsorgungskosten hin, und benennt damit 
beispielhaft Faktoren, auf die die Bauwirt-
schaft keinen unmittelbaren Einfluss hat. 
Dies betrifft auch die Grunderwerbssteuer 
oder die Grundstückspreise.

Gebäudeenergiegesetz

Das Gebäudeenergiegesetz (GEG), wie es 
2017 als Referentenentwurf erschien, soll 
nunmehr bis Ende des Jahres verabschie-
det werden. Der Termin ist durch die Ge-
bäudeenergieeffizienz-Richtlinie der EU 
vorgegeben. Bereits heute zeichnet sich 
dadurch eine erneut äußerst kurze Frist 
der Stellungnahme durch die Fach- und 
Verkehrskreise ab. Das ist eine grundsätzli-
che Kritik der Wirtschaft, auch zu anderen 
Gesetzgebungsverfahren. Darauf hat der 
ZDB im Zusammenhang mit der Bundes-
tagswahl ebenfalls hingewiesen und für 
eine solide Gesetzgebung länger Fristset-
zungen gefordert.

Mit dem GEG werden die Energieeinspar-
verordnung (EnEV), das Energieeinsparge-
setz und das Erneuerbare-Energien-Wär-

enthalt im Freien nur zwischen einer und drei 
Stunden bewegt, dann soll ein Angebot für 
eine Vorsorgeuntersuchung ausreichen.

Im Gespräch mit Minister Heil weist Felix 
Pakleppa auf die weitreichenden Konse-
quenzen einer solchen Regelung mit ver-
pflichtender Vorsorgeuntersuchung hin: 

„Auch ohne diese Pflichtuntersuchung ist es 
bereits heute schwierig einen Facharztter-
min zu bekommen. Wie soll das erst gehen, 
wenn es jährlich drei Millionen mehr Un-
tersuchungen geben sollte? Da ohne durch-
geführte Pflichtvorsorge ein Beschäfti-
gungsverbot besteht und auf Baustellen 
jeder Arbeitnehmer von der Vorsorge-
pflicht betroffen ist, würde faktisch der 
Baubetrieb zum Stillstand kommen.“ Pa-
kleppa warb außerdem für ordnungspoliti-
sche Verhältnismäßigkeit: „Im Dialog der 
Sozialpartner haben wir gemeinsam mit 
der IG BAU und der BG BAU eine Vereinba-
rung beschlossen, mit der wir die Präven-
tions- und Aufklärungsarbeit weiter aus-
bauen und die Eigenverantwortung stärken 
wollen.“ .Zudem gibt es eine Pflichtversor-
ge bislang nur dort, wo der Arbeitgeber das 
gesundheitliche Risiko alleine setze (z.B. 
Arbeit mit Viren, Taucharbeiten, Umgang 

me-Gesetz (EEWärmeG) zusammengeführt. 
Dabei soll es nach dem Koalitionsvertrag 
entbürokratisiert und vereinfacht werden. 
Dies ist bisher nicht zu erkennen.

In der Diskussion sind ein Wechsel der Be-
messungsgröße von der Primärenergie auf 
CO2-Emissionen. Eine Umstellung wird 
vom ZDB und anderen betroffenen Kreisen 
als kritisch gesehen, da die Vergleichbarkeit 
mit den heutigen Energieausweisen nicht 
mehr gegeben wäre und im Falle der 10jäh-
rigen Erneuerung der Energieausweise 
möglicherweise andere Einstufungen zum 
Tragen kommen. Ferner sind die EDV-Be-
messungsprogramme umzustellen und es 
würde ein erheblicher Schulungsbedarf 
entstehen. Derzeit wird daher überlegt die 
CO2-Angabe zusätzlich auszuweisen und es 
damit bei dem Nachweis des Primärener-
giebedarfs zu belassen. 

Ferner fordern die Planer und Ausführenden 
eine deutliche Vereinfachung des Nachwei-
ses. Ob dies allerdings gelingen wird, bleibt 
fraglich. In jedem Falle sollte nicht die DIN 
18599 zur Pflicht werden. Sie ist zu umfang-
reich und kompliziert. Nach wie vor sollte für 
den anlagentechnischen Bereich auch die 
4701-10 anwendbar bleiben. � (ku)

mit Tollwut). Mit der Einführung einer 
Pflichtvorsorge für ein allgemeines Lebens-
risiko wie Sonnenschein würde das Arbeits-
ministerium die rote Linie überschreiten.

Das Baugewerbe nehme die Bemühungen, 
vor UV-Strahlung zu schützen, ernst, beton-
te auch Reinhard Quast. Anstelle einer ver-
pflichtenden Regulierung setze man aber 
darauf,  zu sensibilisieren und das Bewusst-
sein bei den Arbeitnehmern zu fördern. 

„Über die BG BAU als gesetzliche Unfallversi-
cherung für die Bauwirtschaft haben wir 
bereits zahlreiche Angebote entwickelt, mit 
dem wir proaktiv auf die Notwendigkeit 
richtiger Schutzmaßnahmen aufmerksam 
machen. Das Spektrum umfasst dabei auch 
praxisnahe Lösungen wie App-Anwendun-
gen für das Smartphone, die für jedes Wet-
ter und jede Sonnenintensität die zu emp-
fehlende Arbeitsschutzmaßnahme aufzei-
gen“, erklärte Heribert Jöris.

Bundesarbeitsminister Heil kommentierte 
abschließend, man werde weiterhin im Dia-
log bleiben und versuche, gemeinsame Lö-
sungen voranzubringen, aber auch, dass er 
gewillt sei, in den nächsten Wochen einen 
Entscheidung herbeizuführen.� (da)

Die geea-Gebäudestudie – Entwicklungspfade zur Erreichung der  
Klimaschutzziele bis 2050 

Die Allianz für Gebäudeenergieeffizienz 
(geea), der auch die Bundesvereinigung 
Bauwirtschaft (BVB) angehört, hat sich 
mit den ambitionierten Klimaschutzzie-
len im Gebäudesektor befasst und eine 
Studie dazu in Auftrag geben. Die ge-
ea-Gebäudestudie „Szenarien für eine 
marktwirtschaftliche Klima- und Res-
sourcenschutzpolitik 2050 im Gebäu-
desektor“ finden Sie auf der folgenden 
Internetseite als Download:

https://www.dena.de/newsroom/ 
meldungen/2017energiewende-im- 
gebaeudesektor-pfade-
technologieoffen-gestalten

v.l.n.r.: Reinhard Quast, designierter Präsident des ZDB, Bundesarbeitsminister Hubertus Heil, ZDB-Hauptgeschäftsführer Felix Pakleppa, Staatssekretär Björn Böhning 

und Maria Britta Loskamp, Abteilungsleiterin Arbeitsschutz im BMAS
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Baumaschinen- und Geräteausschuss-Sitzung  
anlässlich der Baumaschinenmesse Intermat in Paris

Fachstudienreise Beton vom  
6. – 10. Mai 2018 in Polen

Im Zentrum der Internationalen Fachaus-
stellung Bau und Infrastruktur standen 
2018 die positiven Wachstumsaussichten 
eines innovativen und zukunftsgerichteten 
Sektors. Auf der Baumaschinenmesse in 
Paris waren rund 170.000 Besucher aus 160 
verschiedenen Ländern -  darunter eine De-
legation des ZDB-Baumaschinen- und 
Geräteausschusses.

Die vier von der Intermat ausgeschriebenen 
Kompetenzbereiche (Erd- & Abbrucharbei-
ten, Straßenarbeiten; Grundstoffindustrie 
& Fundamente; Hochbau & Betonindustrie; 
Heben, Fördern & Transportieren), die neu-
en Themenparks (Start-up; Building Smart; 
Abbruch & Recycling) und das Vortrags- 
und Workshop-Programm der Intermat 
stellten eine Woche lang das Thema Inno-
vationen, wie automatisierte Logistiksyste-
me, Fahrassistenzsysteme, Elektromobilität, 
Robotik, Exoskelette oder BIM in den Fokus. 
Im Vordergrund standen dabei die Einfüh-
rung digitaler Hilfsmittel und neuer Tech-
nologien. Die rund 30.000 m2 Außenfläche 
für Vorführungen von neuen Baumaschi-
nen, die unter realen Nutzungsbedingun-
gen getestet wurden, hat dabei zahlreiche 
Zuschauer angelockt. 

Der Baumaschinen- und Geräteausschuss 
informierte sich am 23.04.2018 speziell über 
Produktneuheiten sowie die entsprechen-
den Exponate von bereits vorher kontaktier-

Vom 6. bis 10. Mai 2018 nahmen rund 20 
Vertreter aus der Betonstein- und Terazzo-
herstellerbranche an einer Studienreise nach 
Polen teil. Schwerpunkte waren die Besichti-
gung polnischer Hersteller und 
Werksführungen.

Alle zwei Jahre veranstaltet das vom Hand-
werk (Betonstein- und Terrazzohersteller-
handwerk, BFTN) und der Industrie (Beton-
fertigteilindustrie) getragene Berufsförde-
rungswerk für die Beton- und Fertigteilher-
steller (BBF) gemeinsam mit dem Verein 
Ehemaliger Ulmer Meisterschüler (VUM) 
eine Studienreise für die Unternehmer-
schaft ins Ausland. 

Erste Station der Reise war Posen. Nach der 
Stadtbesichtigung am Abend besuchte die 
Gruppe am nächsten Morgen die Pekabex 
BET S.A. Geschäftsführer Christophe Carion 
führte durch das Werk in Posen und ge-
währte Einblicke in die Produktion und das 
Unternehmen. Mit vier Standorten, knapp 
1.900 Mitarbeiter (rund 250 Mitarbeitern 
davon in Deutschland) und einem Umsatz 
von 118 Mio. € ist Pekabex der führende 
Betonfertigteilhersteller Polens. Die Ange-
botspalette ist vielseitig und umfasst unter 
anderem Stahlbeton- und Spannbetonfer-
tigteile für den Industrie-, Verwaltungs- und 
Gewerbebau, Betonelemente für den Brü-
cken-, Tunnel- und Sportstättenbau sowie 
Decken und Wände für den Wohnungsbau. 
Dabei beliefert das Unternehmen neben 
dem heimischen Markt, vor allem auch 
Skandinavien und mittlerweile auch 
Deutschland. Dienstleistungen wie Projekt-
planung, Transport, Montage und seit neu-
esten auch „Schlüsselfertiges Bauen“, er-
gänzen das Portfolio.

ten Ausstellern und führte diesbezüglich vor 
allem technische Fachgespräche. Dabei han-
delte es sich um die Firma Sennebogen (u.a. 
Elektrobagger, Greifgeräte, Seilbagger, Rau-
penkran), die Firma Probst (u.a. Hochbauge-
räte, Baustellengeräte für die Pflasterverle-
gung –transport, Handling Betonfertigteile, 
LKW-Kran Anbaugeräte) und um die Firma 
Komatsu (u.a. Hydraulikbagger, Planierrau-
pen, Muldenkipper, Motor-Grader, Radlader, 
Baggerlader, Kompaktlader, Anbaugeräte). 
Zusätzlich wurden die technischen Gesprä-
che ergänzt durch Themen wie Dieselmoto-
remissionen, Sichtfeld von Baumaschinen, 
Ergonomie und Telematik, BIM sowie 
Digitalisierung.

Der Vorsitzende des Baumaschinen- und 
Geräteausschusses, Adolf Kugelmann, resü-
mierte die Bedeutung von internationalen 
Messen wie der Intermat. Er betonte, dass 
ihr besondere Bedeutung zukomme, da ins-
besondere vor Ort auf den internationalen 
Messen die Arbeitssitzungen aufgrund der 
Informationsmöglichkeiten bei den Maschi-
nenherstellern besonders effektiv seien. 
Ferner könnten im Nachfeld solcher Veran-
staltungen unterschiedlichste Aktionen 
durchgeführt werden. Zudem könnten die 
Forderungen des Baugewerbes bei den Wei-
terentwicklungen der Maschinenhersteller 
Berücksichtigung finden. Der Baumaschinen- 
und Geräteausschuss sieht die besondere 
Notwendigkeit, weitere Schnittstellenopti-

Nach einem kurzen Aufenthalt in Lodz, der 
ehemaligen Textilhochburg und heutigen 

„Filmmetropole“ Polens fand am Folgetag die 
Betriebsbesichtigung der Techmatik S.A. in 
Radom statt. Das Unternehmen hat sich auf 
die Herstellung von Maschinen, Anlagen und 
Formen für die Fertigung von Betonsteinen 
sowie deren Reparaturen und Wartungen 
spezialisiert. Bei der Werksführung waren 
beispielsweise Betonstein- und Plattenferti-
ger, verschiedene Planetenmischer, Auswa-
schanlagen und Trommeln zur Veredelung 
von Betonwaren, Verpackungsroboter sowie 
Formen zur Herstellung von Pflastersteinen 
und Betonelementen zu sehen. Beim an-
schließenden Besuch des Pflasterwerks Jadar 
Sp. z o.o. in Grójec konnten die Teilnehmer 
die Maschinen dann im Einsatz erleben und 
sich ein eigenes Bild von deren „Praxistaug-
lichkeit“ machen. 

Am Spätnachmittag ging es weiter nach Kiel-
ce, dem Sitz der FABET S.A. Die rund 200 Mit-
arbeiter des Unternehmens produzieren im 
Dreischicht-Betrieb nahezu alle Arten von 
konstruktiven Betonfertigteilen. Ob komplet-
te Lärmschutzwandsysteme, Fertigfunda-
mente, Balken, Stützen, Binder, Wand- und 
Deckenplatten für den Hochbau, weitspan-
nende Brückenelemente oder verschiedene 
Bauteile für Stadien und Parkhäuser – das 
Leistungsspektrum des Herstellers ist groß. 

Ebenfalls sehenswert, wenn auch aus ande-
ren Gründen, ist die Gedenkstätte des ehe-
maligen Konzentrations- und Vernichtungs-
lagers in Auschwitz. Die Besichtigung der 
Dauerausstellungen im früheren Hauptlager 
und die Lagergebäude in Auschwitz-Birkenau 
war zweifelsohne ein ganz besonderes Erleb-
nis für die Teilnehmer.

mierungen, auch in der Kette Baumaschi-
nenhersteller, Baumaschinenhändler und 
Bauunternehmungen vorzunehmen, insbe-
sondere um die Forderungen aus den tägli-
chen Erfahrungen des Baugewerbes beim 
Einsatz mit Baumaschinen- und Geräten 
den konstruierenden Baumaschinenherstel-
lern weiter nahezubringen. 

Themen des zweiten Ausstellungs- und Sit-
zungstages waren die Erfahrungen über die 
Intermat des Vortages. Über die Spezialthe-
men im Baumaschinen- und Geräteaus-
schuss wie ZUMBAU, aber auch in der Zu-
ständigkeit des Baumaschinen- und Geräte-
ausschusses befindliche Themen aus der Ar-
beitssicherheit und dem Gesundheitsschutz 
standen im Fokus. Dies waren beispielsweise 
Überarbeitungen, Neubearbeitungen aus

•  	�dem Ausschuss für Gefahrstoffe (AGS) 
mit den Technischen Regeln für Gefahr-
stoffe TRGS`en, z.B. TRGS 554 (Dieselmo-
toremissionen), Überarbeitung TRGS 559 
(Mineralischer Staub), Überarbeitung 
TRGS 517 (Tätigkeiten mit potenziell 
asbesthaltigen mineralischen Rohstoffen 
und daraus hergestellten Gemischen 
und Erzeugnissen), TRGS 519 (Asbest: 
Abbruch-, Sanierungs- oder Instandhal-
tungsarbeiten), 

•  �dem Ausschuss für Betriebssicherheit 
(ABS) mit Technischen Regeln für Be-
triebssicherheit, z.B. TRBS 2121 (Absturz), 
TRBS 2111-1 (Rückwärtsfahrende Bauma-
schinen), 

•  �dem Ausschuss für Arbeitsstätten (ASTA) 
mit den Arbeitsstättenregeln, z.B. ASR A 
2.1 (Absturz), 

•  dem Ausschuss für Produktsicherheit 
(AfPS) mit den Thematiken z.B.  Produkt-
sicherheitsverordnung, 

•  der Kommission für Arbeitsschutz und 
Normung (KAN) mit den Thematiken 
KAN-Studie über harmonisierte Normen 
zur Maschinensicherheit sowie „Eignung 
und Qualifikation“ sowie 

•  dem Fachbereich Bauwesen in der Deut-
schen Gesetzlichen Unfallversicherung 
(DGUV). 

Abschließend bot sich im Rahmen des Mes-
sebesuchs die Gelegenheit, mit weiteren 
Herstellerverbänden aus Europa ins Ge-
spräch zu kommen und die verbandlichen 
Aktivitäten abzustimmen. Die geführten 
Fachgespräche thematisierten dabei Fragen 
zu Dieselmotorenemissionen oder der 
Staubproblematik. Die nächste Ausgabe der 
Messe Intermat Paris findet 2021 statt. � (do)

Anschließend war die Reisegruppe bei „Re-
kers Polska“ zu Gast. Der deutsche Betonfer-
tigteilhersteller errichtete im vergangenen 
Jahr in Olschowa einen neuen Produktionss-
tandort. Das polnische Werk wird zukünftig 
bis zu 50 Mitarbeiter beschäftigen, dabei 
profitiert das Unternehmen von den Fach-
kräften vor Ort, die häufig bereits die deut-
sche Sprache beherrschen. Aktuell werden 
auf dem zehn Hektar großen Grundstück in 
Polen „nur“ Winkelstützen hergestellt, erst 
ab Herbst sollen hier auch Garagen produ-
ziert werden. Dem Interesse der Teilnehmer 
tat dies allerdings keinen Abbruch, gab es 
auch so viel Interessantes zu entdecken.

Letzte Stop der Tour war Breslau. Die Stadt 
hat neben ihrer interessanten Geschichte 
auch architektonisch einiges zu bieten – von 
gotischen und barocken Bauten bis hin zur 
klassischen Moderne wie die Jahrhunderthal-
le aus dem Jahr 1913, die besichtigt wurde. 
Bei ihrem Bau kam die bis dahin noch nicht 
genutzte Stahlbeton-Technologie zur Anwen-
dung. Mit 65 Meter Durchmesser war ihre 
Kuppel damals das weltweit größte freitra-
gende Bauwerk und hat auch heute nichts an 
seiner „Leuchtkraft“ verloren. Nicht umsonst 
ist das Gebäude von der UNESCO zum Welt-
kulturerbe ernannt worden. Es zeigt, was 
auch auf der gesamten Studienreise deutlich 
wurde: Das Bauen spielt in Polen seit jeher 
eine wichtige Rolle. 

„Die Konkurrenz schläft nicht“, so das Fazit 
der Teilnehmer, die allesamt von der 
freundlichen Aufnahme und offenen Art 
der Kollegen sowie der Leistungsfähigkeit 
der Unternehmen in Polen beeindruckt 
waren und viel Wissenswerte nach Hause 
mitnehmen konnten. � (do)

Die Delegationsmitglieder des Baumaschinen- und Geräteausschusses des ZDB informieren sich auf der Intermat 

in Paris über Trends in der Produktentwicklung.

Bei zahlreichen Werksbesichtigungen konnten sich die Teilnehmer einen Eindruck von den Fertigungsprozessen polnischer Betonsteinhersteller verschaffen.



DIREKT12
13

3/2018

Fachtagung zur Qualitätsentwicklung in der 
überbetrieblichen Ausbildung
Auftaktveranstaltung für Ausbildungsverantwortliche in Berlin

Auf Einladung des Zentralverbands des 
Deutschen Baugewerbes (ZDB) haben sich 
Ende Mai rund 70 Ausbildungsverantwortli-
che aus ganz Deutschland in Berlin getrof-
fen. Schwerpunkte der ersten Fachtagung 
waren unter anderem die Vorbereitung der 
Neuordnung der Ausbildungsverordnung 
und Fragen der Digitalisierung.

Trotz des fast tropischen Klimas, das Ende 
Mai auf dem Lehrbauhof der Fachgemein-
schaft Bau Berlin-Brandenburg e.V. herrsch-
te, war die Stimmung der Ausbildungsver-
antwortliche erwartungsvoll. Zum ersten 
Mal haben sich Leiterinnen und Leiter von 
Ausbildungszentren auf Einladung des ZDB 
getroffen, um sich zu aktuellen Fragen der 
Ausbildung auszutauschen. Schwerpunkt-
thema der Tagung war die Qualitätsent-
wicklung in der überbetrieblichen 
Ausbildung.

„Was heißt eigentlich ‚Qualität‘?“ fragte 
Klaus-Dieter Fromm, Vorsitzender des Be-
rufsbildungsausschusses des ZDB, zu Be-
ginn der Veranstaltung. Wenn man über 
Qualität in der Ausbildung spreche, sei eine 
komplexe und ganzheitliche Betrachtung 
wichtig. Auch komme es hierbei auf das 
subjektive Empfinden und die Wahrneh-
mung an: Wenn ein Bauunternehmer eine 
Leistung zwar mit nicht optimalem Ergeb-
nis, dafür aber mit großer Motivation und 
Engagiertheit ausführe, könne dies die Zu-
friedenheit des Kunden mitunter eher er-
höhen als eine fehlerfreie, aber lustlose 
Arbeit. Damit sensibilisierte er für das The-
ma und stimmte die Teilnehmer auf die 
Tagung ein.

Verhandlungen zur Ausbildungs-
neuordnung dauern an

Dr. Cornelia Vater, Leiterin der Abteilung 
Berufsbildung im ZDB, stellte den aktuellen 
Sachstand zur Vorbereitung der Neuord-
nung der Ausbildungsverordnung vor. „Die 
aktuelle rechtliche Grundlage besteht seit 
1999 – seitdem haben sich aber Neuerun-
gen für die Betriebe ergeben. Daher sind wir 
gefordert, die Ausbildung zu modernisieren 
und in Teilen auch zu flexibilisieren“, so Va-
ter. Der Dialog mit den Sozialpartnern, spe-
ziell der Industriegewerkschaft Bauen, Agrar, 
Umwelt (IG BAU), gestaltet sich aber mitun-
ter langwierig, man sei sich noch nicht in 
allen Punkten einig. 

Ein Zwischenergebnis ist die Verabschie-
dung eines Konsenspapiers der Sozialpart-
ner, in welchem wichtige Eckpunkte unter 
anderem zur Dauer der Ausbildung, zur 
Festlegung der Inhalte in den einzelnen Be-
rufen oder den Prüfungsmodalitäten fest-
geschrieben sind. Beispielsweise sei ange-
dacht, die Zwischenprüfung zukünftig auf-
zuwerten und in die Abschlussprüfung ein-
fließen zu lassen. Vater betonte außerdem 
die Bedeutung der überbetrieblichen Aus-
bildung: „Es ist wichtig, dass wir gegenseiti-
ge Kenntnisse und Fertigkeiten über die 
Schnittstellen der Gewerke vermitteln – 
hierzu kann die überbetriebliche Ausbil-
dung einen wichtigen Beitrag leisten.“ Im 
nächsten Schritt gehe es nun darum, die 
genaue Ausgestaltung der überbetriebli-
chen Ausbildung zu konkretisieren und ins-
besondere die Dauer der überbetrieblichen 
Ausbildungszeiten festzulegen. 

Praxisorientierte Angebote in die 
Ausbildung integrieren

Welche Gestaltungsmöglichkeiten die zu-
künftigen Wahlpflicht- und Wahlwochen 
im Ausbildungsverlauf bieten können, wur-
de in den Ausführungen von Klaus-Dieter 
Schäfer, Geschäftsführer des Handwerks-
bildungszentrums (HBZ) Brackwede Fach-
bereich Bau e.V., deutlich. Das Angebot des 
HBZ umfasst neben den Lehrgängen für die 
überbetriebliche Ausbildung die konventio-
nelle Fort- und Weiterbildung und auch 
nationale und internationale Projektarbeit. 

„Wir fragen zuerst, was die Betriebe tat-
sächlich benötigen und was auf letztlich 
auf der Baustelle erforderlich ist“, führte 
Schäfer aus. Konkret bedeutet das, dass 
sowohl standardisierte Schulungen zur La-
dungssicherheit oder im Bereich Erste Hilfe 
angeboten werden als auch Aktionstage zu 
Schwerpunktthemen oder Inhalte aus dem 
Bereich Persönlichkeitsentwicklung. Er-
gänzt wird das Angebot um Module zur 
Sprachförderung, was insbesondere für 
Auszubildende mit einem Zuwanderungs-
hintergrund hilfreich sein kann.

Schäfer stellte zudem die Bedeutung von 
digitalen Arbeitsmethoden und technologi-
schen Innovationen heraus, sowohl als ei-
gentlicher Ausbildungsinhalt wie auch in der 
Kommunikation der Ausbildung: „Wir stel-
len fest, dass die Berufswerbung in den sozi-
alen Netzwerken zunehmend eine große 

Relevanz erfährt.“ Er wirbt für die Verbrei-
tung Inhalten auf den entsprechenden 
Plattformen als Instrument der Nachwuchs-
förderung. Außerdem nutze das HBZ bereits 
seit einiger Zeit Augmented-Reality-Brillen 
für die Coachings und Schulungen und er-
mögliche so einen Zugang zu Neuerungen 
der Digitalisierung. 

Digitalisierung der Ausbildung 
vorantreiben

Auch Dr. Gerd Zinke vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung (BIBB) Bonn ging auf die Her-
ausforderung der adäquaten Berücksichti-
gung der Digitalisierung in der Ausbildung 
ein. Zinke stellte das Projekt „Berufsbildung 
4.0“ vor, welches das BIBB gemeinsam mit 
dem Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) gestartet habe. Ein wich-
tiger Teil dieses Vorhabens ist das Beru-
fe-Screening, in welchem der Einfluss der 
Digitalisierung auf einzelne Berufsbilder 
und die betriebliche Ausbildung untersucht 
wird; für den Baubereich ist der Beruf Stra-
ßenbauer mit aufgenommen. „Es zeigt sich, 
dass die digitale Vernetzung noch am An-
fang steht“, so Zinke. Nun müsse man die 
richtigen Weichen stellen, um die Berufsbil-
der zukunftsfähig zu machen: „Entsprechen 
die Ausbildungsprofile den Bedarfen der 
Wirtschaft – und sind sie gleichzeitig attrak-
tiv für Jugendliche?“. Zinke plädierte schließ-
lich dafür, sich trotz der notwendigen Flexi-
bilisierung der Ausbildungsordnung weiter-
hin auf klare Standards zu verständigen, die 
damit auch qualitätssichernd wirken. 

Anschließend erläuterte Michael Wieczorek, 
Leiter der Abteilung Bildung im Berufsförde-
rungswerk Bau Sachsen e.V., anhand des Pro-
jekts „Bau’s mit BIM“, wie die Stufenausbil-
dung in der Bauwirtschaft mit dem Thema 

„Building Information Modeling“ verknüpft 
werden kann. Das vom BMBF und vom BIBB 
geförderte Vorhaben zielt darauf ab, Ausbil-
dungsinhalte mit einem digitalen Bauwerks-
modell als Informationsquelle für die Ausfüh-
rungsplanung und anschließende Realisie-
rung im Werkstättenbetrieb zu verknüpfen 
und für die Lernenden im Arbeitsweltkontext 
zu ordnen. Wieczorekt weist auch auf den 
Innovationsgrad des Projekts hin: „Die 
‚BIM‘-Technologie ist in den Bauunternehmen 
bislang noch eine kaum angewandte Arbeits-
methode. Insbesondere in kleineren und 
mittleren Unternehmen ist eine weniger 

starke Digitalisierung erkennbar.“ Gleichzei-
tig könne aber mit der Nutzung digitaler 
Technologien die Ausbildung modernisiert 
und attraktiver gemacht werden.

Qualität: Nachhaltig und sicher

Dass der Qualitätsbegriff weiter gefasst 
werden kann als das Abarbeiten von Lehr-
planinhalten, zeigte Martin Pietschmann 
vom Fachverband der Stuckateure für Aus-
bau und Fassade Baden-Württemberg. In 
dem Projekt „Q_EN_POLIS“ untersucht er 
Qualitätsindikatoren für die Organisations-
entwicklung einer überbetrieblichen Ausbil-
dungsstätte im Ausbaugewerbe des Hand-
werks. „Führungskultur heißt auch Lernkul-
tur“, argumentierte Pietschmann und plä-
dierte für einen selbstreflektierten Umgang 
mit Fehlern. In einem kontinuierlichen Ver-
besserungsprozess müsse es darum gehen, 
ein gemeinsames Zukunftsbild zu entwer-
fen und realistische Schritte zu dessen Errei-

chung festzulegen. Dabei käme es darauf an, 
die richtige Projektorganisation zu nutzen, 
eine Feedback- und Mitarbeitergesprächs-
kultur zu etablieren und sinnvolle Wissens-
dokumentationen einzurichten. 

„Der Mensch ist ein erheblicher Sicherheits-
faktor“, erläuterte schließlich Dr. Milena 
Barz, Arbeitspsychologin bei der Berufsge-
nossenschaft Bau (BG BAU). Mit dem Pro-
gramm „Bau auf Sicherheit. Bau auf Dich“ 
zielt die BG BAU darauf ab, das Sicherheits-
bewusstsein auf der Baustelle zu erhöhen 
und Sicherheit aus Eigenantrieb zu beför-
dern. Barz erklärte, dass Risiken oftmals un-
terschätzt werden, ebenso herrsche häufig 
Unwissenheit über bestehende Risiken. Das 
Programm setze daher darauf, klare Regeln 
auf der Baustelle zu etablieren. „‘Stopp‘ zu 
sagen, wenn Sicherheitsvorgaben missach-
tet werden, klingt banal – kann aber eine 
wirkungsvolle Vereinbarung sein“, so Barz. 
Speziell für den Ausbildungskontext habe 

die BG Bau besondere Werbemittel und Ak-
tionen im Angebot, um so auch junge Hand-
werker für die notwendige Achtsamkeit zu 
sensibilisieren. 

Wiederholung geplant

Veranstaltungen wie die Fachtagung stär-
ken die verbandliche Vernetzung und hel-
fen, zukünftige Aktivitäten zielgerichtet 
voranzutreiben. Klaus-Dieter Fromm und 
Dr. Cornelia Vater zeigten sich sehr zufrie-
den mit der Veranstaltung: „Man lernt nie 
aus – auch als Ausbildungsverantwortli-
cher nicht“, bilanzierte Fromm zum Ab-
schluss der Fachtagung. Angedacht ist, das 
Format künftig im zweijährigen Rhythmus 
zu wiederholen. � (da)

Klaus-Dieter Schäfer (HBZ Brackwede Fachbereich Bau e.V.)

Dr. Cornelia Vater (Leiterin der Abteilung Berufsbildung im ZDB) Klaus-Dieter Fromm (Vorsitzender des Berufsbildungs-

ausschusses im ZDB)

Michael Wieczorek und Sven Böttcher (Berufsförderungswerk Bau Sachsen e.V.)
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Kritische Bewertung von Beitragsoptimierern

Umsatzsteuer – Wichtige Änderung bei  
Anzahlungen

Interessenvertretung im Bodenhandwerk unter 
gemeinsamer Geschäftsführung

Der Zentralverband des Deutschen Bauge-
werbes (ZDB) bewertet das Angebot diverser 
Kanzleien für Betriebe, Beitragszahlungen 
an die Berufsgenossenschaft der Bauwirt-
schaft (BG BAU) zu optimieren, als kritisch.

Vereinzelt erreichen Baubetriebe Schreiben 
von Anwaltskanzleien. In diesen Schreiben 
werben die Kanzleien dafür, hinsichtlich der 
erfolgten Beitragszahlungen der Betriebe an 
die BG BAU Erstattungsansprüche gegen-
über der BG BAU geltend machen zu können. 
Das dem ZDB vorliegende Schreiben richtete 
sich an Bausanierungsfirmen. Grundlage der 
Erstattungsansprüche seien gemäß der 
Kanzlei hierbei rechtkräftige Urteile aus dem 
Jahr 2012, die eine unrichtige Anwendung 
des 2. Gefahrtarifes mit bestimmten Veran-
lagungsmustern bestätigen würden. Die 
Urteile werden allerdings nicht konkret be-
nannt. Möglich seien die rückwirkende Be-
richtigung unrichtig erstellter Veranlagungs- 
und Beitragsbescheide sowie das Verlangen 
zu Unrecht bezahlter Beiträge nebst Zinsen.

Die Kanzlei beruft sich hierbei auf einen Prü-
fungskatalog, den sie anhand bisher bekann-
ter Veranlagungsmuster erstellt habe. 

Nach Aussage der Kanzlei würden die be-
kannten Veranlagungsfehler bei Bausanie-
rungsfirmen einen Erstattungsanspruch von 
über 50 % der bezahlten Beiträge ermögli-
chen. Des Weiteren sei aber auch ein Wider-
spruch gegen den neuen Veranlagungsbe-
scheid nach dem 3. Gefahrtarif begründet. 

Bei der Umkehr der Steuerschuldnerschaft 
bei Bauleistungen, § 13b Umsatzsteuerge-
setz, hat die Finanzverwaltung im Hinblick 
auf Anzahlungen den Umsatzsteuer-An-
wendungserlass geändert. Das Anwen-
dungsschreiben vom 18. Mai betrifft kon-
kret den Zeitpunkt der Vereinnahmung von 
Anzahlungen.

Für den Fall, dass der Leistungsempfänger 
im Zeitpunkt der Vereinnahmung der An-
zahlungen die Voraussetzungen als Steuer-
schuldner nach § 13b UStG (noch) nicht 

Der Bundesverband Estrich und Belag (BEB), der Bundesverband Par-
kett und Fußbodentechnik (BVPF) und die Bundesfachgruppe Estrich 
und Belag im Zentralverband Deutsches Baugewerbe (ZDB) stehen 
seit dem 1. Juli 2018 unter einer gemeinsamen Geschäftsführung. 
Die drei Branchenorganisationen unterzeichneten eine entsprechen-
de Vereinbarung, nach der somit eine engere Zusammenarbeit für 
das Bodenhandwerk erfolgen soll. Die Geschäftsführung wird im 
Geschäftsbereich Unternehmensentwicklung des ZDB in Berlin an-
gesiedelt sein und von Dipl.-Ing. (FH) Dieter Kuhlenkamp verantwor-
tet. Neben der gemeinsamen Geschäftsführung wird auch die Pres-
searbeit und die Tarif- und Sozialpolitik vom ZDB begleitet. „Die An-
liegen des BEB und des BVPF, eine bessere Interessenvertretung so-
wie stärkere Zusammenarbeit in technischen Themen zu gewähr- 
leisten, hat der ZDB gerne aufgegriffen“, erklärt ZDB-Präsident  
Dr.-Ing. Hans-Hartwig Loewenstein dazu. � (da)

Das Schreiben enthält eine Beispielrechnung 
zum 2. Gefahrtarif, in der eine mögliche jähr-
liche Ersparnis von 18.000 Euro bei 10 Be-
schäftigten bzw. 36.000 Euro bei 20 Be-
schäftigten suggeriert wird. 

Durch die Aufmachung des Schreibens mit 
der Überschrift „Eilt sehr!“ sowie des Ver-
weises auf die einmonatige Widerspruchs-
frist und einer möglichen Verjährung von 
Erstattungsansprüchen wird zeitlicher Druck 
auf die Betriebe ausgeübt. Ferner wird unter 
Hinweis auf das mögliche Verstreichen von 
Fristen darum gebeten, den beigefügten 
Fragenkatalog vorab per Fax an die Kanzlei 
zu versenden.

Für eine schriftliche Erstberatung veranlagt 
die Kanzlei 190,00 Euro zzgl. MWSt., d. h. 
226,10 Euro.  

Dem Schreiben können weder konkrete An-
gaben in Hinblick auf den Adressaten noch 
die konkreten Urteile, auf die sich die Kanzlei 
beruft, entnommen werden. 

Nach Einschätzung des ZDB sind in den 
Schreiben reine Akquisetätigkeiten der Kanz-
lei zu sehen.

Der ZDB hat wegen dieser Schreiben Rück-
sprache mit der BG BAU gehalten. Diese teilt 
die Einschätzung des ZDB. Zwar seien die 
Punkte, die im Prüfungskatalog abgefragt 
werden, grundsätzlich solche, die auch bei 
einer Einordnung des Betriebes in die Ge-

erfüllt, wurde festgelegt, dass der leisten-
de Unternehmer die Umsatzsteuer schul-
det. Es tritt also keine Steuerschuldumkehr 
sein, sondern der leistende Unternehmer 
schreibt eine Rechnung mit Ausweis der 
Umsatzsteuer. 

Liegen die Voraussetzungen für die Steuer-
schuldumkehr beim Leistungsempfänger im 
Zeitpunkt der Leistungserbringung vor (in 
der Regel ist das die Abnahme), bleibt die 
bisherige Besteuerung der Anzahlungen 
beim leistenden Unternehmer bestehen. 

fahrklassen herangezogen werden würden. 
Allerdings seien diese Fragen so unvollstän-
dig, dass der Fragenkatalog nicht zu einer 
Änderung der Beitragsveranlagung bei der 
BG BAU führen könne.

Rechtsprechung sei stets nur zu sehr konkre-
ten Einzelfällen ergangen. Diese Rechtspre-
chung erhebe für andere Betriebe keinen 
allgemeinen Anspruch darauf, neu veranlagt 
zu werden. Es sei keine Rechtsprechung da-
hingehend ergangen, dass die BG BAU Be-
triebe z. B. im Bereich der Wärmedämmung 
stets falsch veranlagt habe. 

Die BG BAU wies ferner darauf hin, dass 
neue Rechtsprechung im Rahmen neuer Ge-
fahrtarife, wie dem nunmehr 3. Gefahrtarif, 
mit beachtet und eingebunden werde. Auf 
alte Rechtsprechung könne im Rahmen eines 
neu ergangenen Gefahrtarifes daher in der 
Regel nicht verwiesen werden. 

ZDB und BG BAU raten daher, von dem Ange-
bot solcher Beitragsoptimierer keinen Ge-
brauch zu machen. 

Sollten sich Probleme bezüglich der Veran-
lagung zum 3. Gefahrtarif ergeben, können 
Betriebe sich an die BG BAU wenden und 
zur Beratung an die Mitgliedsverbände her-
antreten. � (bu)

Die geänderten Grundsätze gelten in allen 
offenen Fällen. Es wird jedoch nicht bean-
standet, wenn für bis zum 31. Dezember 
2018 geleistete Anzahlungen die bisherige 
Regelung angewendet wird. � (ds)

ZDB-Team der Isolierer gewinnen europäische 
Berufsmeisterschaften

Balázs Kis und Marvin Heindl haben sich bei den Europameister-
schaften der Isolierer durchgesetzt: Bei den vom 16.-17. Mai 2018 
in Köln stattfindenden Berufswettbewerben demonstrierten sie ihr 
Können und setzten sich gegen die Wettbewerber aus acht ande-
ren europäischen Ländern durch.

Organisiert wurde die Europameister „FESI Insulation Apprentice 
Championship“ im Rahmen der Isolierfachmesse IEX – Insulation 
Expo Europe von der FESI (Fédération Européenne des Syndicats 

d’Entreprises d’Isolation), dem Dachverband der europäischen Iso-
lierfachverbände. Die Bundesfachgruppe Wärme-, Kälte-, Schall- 
und Brandschutz im Zentralverband des Deutschen Baugewerbes 
(ZDB) ist schon Gründungsmitglied der FESI gewesen. 

Das ZDB-Team aus dem Deutschen Meister 2017 Balázs Kis von der 
Fachfirma F.K.Isoliermontage, Ahorntal sowie dem Deutschen 
Meister 2016 Marvin Heindl von der Fachfirma Isolierungen Reit-
meier GmbH, Pressath, behauptete sich gegen die Teilnehmer vom 
Hauptverband der Bauindustrie auf Platz zwei und dem Team aus 
Polen auf Platz drei.

Die Prüfungsstücke 2018, die erst am Vortage des Wettbewerbs 
bekanntgegeben wurden, waren eine Rohrleitung, die gedämmte 
werden musste, mit Foamglasdämmung, PU-Schaumhalbschalen, 
Kautschuk (3 Hersteller) und Mineralwolleschalen, ummantelt mit 
Zink/Alu-Blech. Das andere Prüfungsstück war ein Luftkanal mit 
Mineralwolleplatten mit Zink-Alu-Blechmantel und Kautschuk-
dämmung. Wie anspruchsvoll diesmal die Prüfungsstücke waren, 
zeigt auch, dass nicht alle Teilnehmer mit ihren Aufgaben fertig 
werden konnten.

Die erfolgreiche Teilnahme an dem Wettbewerb ist nur dank der 
Unterstützung zahlreicher Partner und Sponsoren möglich: Die 
Ausbildungsbetriebe der beiden Teilnehmer, Isoliermeister Karl-
heinz Herrmann als Organisationsmitglied der FESI, den Hersteller-
sponsoren und der AFZ Bauinnung Nordschwaben! � (do)Das Gewinnerteam des ZDB: Balázs Kis und Marvin Heindl mit dem Werkstück
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Vermischtes

Aus dem Verband

Rainer Burkert erhält Silberne Ver-
dienstmedaille des ZDB 

Dipl.-Ing. Rainer Burckert erhielt für seine 
Verdienste in der baugewerblichen Organi-
sation die Silberne Verdienstmedaille des 
ZDB. Burkert war über 30 Jahre lang im Vor-
stand des Verbandes baugewerblicher Un-
ternehmer Hessen aktiv. Als dessen Vertre-
ter wirkte er seit 2002 im Fachverband 
Hoch- und Massivbau im ZDB mit, zuletzt 
als Mitglied des Vorstands. Außerdem enga-
gierte sich Burkert im Ausbildungsbeirat 
Abdichtung (ehemals KMB).

Bernhard Sänger und Dieter Diener 
erhalten Goldene Verdienstmedaille 
des ZDB 

Der Zentralverband des Deutschen Bauge-
werbes hat Dipl.-Ing. (FH) Bernhard Sänger 
und RA Dieter Diener für ihre Verdienste 
um das deutsche Baugewerbe mit der Gol-
denen Verdienstmedaille des Deutschen 
Baugewerbes geehrt. Die Auszeichnung 
fand im Rahmen des Tags der Bauwirt-
schaft am 13. Juli 2018 in Rottweil, Ba-
den-Württemberg, statt. Bernhard Sänger 
war von 2012 bis 2018 Präsident des Ver-

Pakleppa trifft Regierenden Bürger-
meister von Berlin 

Felix Pakleppa, Hauptgeschäftsführer des 
Zentralverbands des Deutschen Baugewer-
bes (ZDB), traf den Regierenden Bürger-
meister von Berlin Michael Müller (SPD). 
Anlass war das Richtfest für ein neues Kli-
nikgebäude des Unfallkrankenhauses Ber-
lin (UKB) Mitte Juni.

Nationalteam Deutsches Bau
gewerbe bei Instagram präsent 

Das Nationalteam Deutsches Baugewerbe 
ist ab sofort bei Instagram mit einer eige-
nen Fanpage präsent. Unter „@national-
team_baugewerbe“ können auf dem sozia-
len Netzwerk zukünftig Aktivitäten der 
jungen Handwerker verfolgt werden, die 
sich im Nationalteam auf die internationa-
len Berufsmeisterschaften vorbereiten. 
Die Mitglieder des Nationalteams Deut-
sches Baugewerbe zeigen, welches Poten-
zial in einer Ausbildung im Bau steckt und 
werben auf eindrückliche Art und Weise 
für die Branche.

Bundesfachgruppe Feuerungs-, 
Schornstein und Industrieofenbau 
wählt neuen Vorsitzenden 

Jürgen Mathwig ist neuer Vorsitzender der 
Bundesfachgruppe Feuerungs-, Schornstein 
und Industrieofenbau im ZDB. Die Fachver-
sammlung der Bundesfachgruppe wählte 
Mathwig auf ihrer Sitzung am 17. Mai zum 
neuen Vorsitzenden, nachdem Dipl.-Ing. Mar-
kus Horn das Amt zur Verfügung gestellt hat.

Neue Geschäftsführung des  
Fachverbandes Fußbodenbau 
Baden-Württemberg

Rechtsanwalt Holger Braun wurde auf der 
Vorstandssitzung des Fachverbands Fußbo-
denbau Baden-Württemberg zum neuen 
Geschäftsführer berufen. Er tritt damit die 
Nachfolge von Michael Hafner in dieser 
Funktion an. 

Branchenlösung „Staubminimie-
rung im Estrich- und Belaggewerbe“ 

Der Zentralverband des Deutschen Bauge-
werbes (ZDB), die Berufsgenossenschaft 
BAU sowie die Industriegewerkschaft BAU 
haben eine gemeinsame Branchenlösung 
zur Staubminderung im Estrich- und Belag-
gewerbe fertiggestellt. Diese beinhaltet das 
Schutzmaßnahmenkonzept und schafft die 
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme 
der Übergangsregelung gemäß TRGS (Tech-
nische Regeln für Gefahrstoffe) 504. Die 
Handreichung umfasst außerdem eine Mus-
tervorlage zur Dokumentation der Gefähr-
dungsbeurteilung und eine Musterbetriebs-
anweisung. Das Dokument ist in der Infoline 
auf der Website des ZDB abrufbar.

bauma Innovationspreis 2019 

Der bauma Innovationspreis prämiert weg-
weisende Entwicklungen, nachhaltige Ver-
fahren und ansprechendes Design. Er wird 
bereits zum zwölften Mal ausgeschrieben. 
Angesprochen sind alle Aussteller der Welt-
leitmesse bauma sowie Forschungsinstitu-
te, Hochschulen, forschende Unternehmen 
und Mitglieder der Spitzenverbände der 
deutschen Bauwirtschaft. Interessenten 
können sich vom 3. April bis 5. September 
2018 online bewerben unter:  
www.bauma-innovationspreis.de  

Die bauma ist die weltweit führende Bran-
chenveranstaltung für Baumaschinen, Baus-
toffmaschinen, Bergbaumaschinen, Baufahr-
zeuge und Baugeräte und ist mit einer Ge-
samtausstellungsfläche von 605.000 Quad-
ratmetern die größte Messe der Welt. 

Neue Vertragsmuster für Mitgliedsbetriebe

Der Zentralverband des Deutschen Bauge-
werbes (ZDB) hat das Muster eines Arbeits-
gemeinschaftsvertrags für Los-Arbeitsge-
meinschaften aktualisiert und das Muster 
eines Bietergemeinschaftsvertrags neu 
herausgegeben.

Um den Mitgliedsbetrieben den rechtssiche-
ren Abschluss von Verträgen auch im Bereich 
des Zusammenschlusses mit anderen Firmen 
zu erleichtern, stellt der Zentralverband des 
Deutschen Baugewerbes den Mitgliedsbetrie-
ben sowohl einen Los-ARGE-Vertrag als auch 
einen Bietergemeinschaftsvertrag in der Fas-
sung Mai 2018 zur Verfügung. Eine solche 
Zusammenarbeit ist immer dann sinnvoll, 
wenn ein größeres Bauvorhaben durch meh-
rere Handwerksbetriebe unterschiedlicher 
Gewerke gemeinsam ausgeführt werden soll. 
Für den Zusammenschluss zu einer Los-Ar-
beitsgemeinschaft ist erforderlich, dass die 
ausgeschriebene Gesamtleistung in Lose (Teil- 
oder Fachlose) getrennt werden kann.

Im Vorfeld der Bildung einer Los-Arbeitsge-
meinschaft steht im Regelfall die gemeinsa-
me Abgabe eines Angebots. Der Zusammen-
schluss mehrerer Unternehmen zur Abgabe 
eines gemeinsamen Angebots erfolgt im We-
ge der Bietergemeinschaft. Zweck der Bieter-
gemeinschaft ist hierbei die Abgabe eines 

gemeinsamen Angebots und – falls beauf-
tragt – dessen gemeinsame Durchführung als 
Arbeitsgemeinschaft. Durch die Auftragser-
teilung seitens des Auftraggebers bzw. den 
Erhalt des Zuschlags wird die Bietergemein-
schaft zur Los-Arbeitsgemeinschaft.

In dem vom Zentralverband des Deutschen 
Baugewerbes herausgegebenen Muster 
des Bietergemeinschaftsvertrags verpflich-
ten sich die Gesellschafter, im Verhältnis 
ihrer Beteiligung ihre volle unternehmeri-
sche Leistung zur Erreichung des gesell-
schaftlichen Zweckes einzusetzen und sich 
hierbei gegenseitig zu unterstützen und 
sich nicht anderweitig um den Auftrag zu 
bemühen. Im Bietergemeinschaftsvertrag 
wird bereits festgelegt, wer welche Leis-
tungen zu welchen Konditionen für die  
ARGE im Falle der Auftragserteilung als 
Nachunternehmer auszuführen hat. Über-
dies werden die Rechte und Pflichten der 
Gesellschafter untereinander geregelt. Be-
reits der Bietergemeinschaftsvertrag stellt 
sicher, dass bei Auftrags-/Zuschlagsertei-
lung an die Bietergemeinschaft die dann 
erforderliche Gründung der Arbeitsge-
meinschaft automatisch eintritt. Diese Ar-
beitsgemeinschaftsgründung erfolgt auf 
der Grundlage des Los-ARGE-Vertrags, Fas-
sung Mai 2018. Im Los-ARGE-Vertrag ver-

pflichten sich die Gesellschafter, die zur 
Erreichung des Gesellschaftszwecks erfor-
derlichen Beiträge, insbesondere Lieferun-
gen und Leistungen, in quantitativer wie in 
qualitativer Hinsicht vertrags- und termin-
gerecht zu erbringen. Zusätzlich regelt der 
Vertrag die Beteiligung und Haftung der 
Gesellschafter untereinander, die Gesell-
schafterleistungen, die Geschäftsführung 
sowie die Folgen des Ausscheidens und der 
Auseinandersetzung.

Beide Verträge stehen als ausfüllbare 
PDF-Dokumente zur Verfügung und können 
von den Mitgliedsfirmen über die Infoline 
des ZDB abgerufen werden. (ds)

Markus Böll neuer Präsident der 
Bauwirtschaft Baden-Württemberg
 
Die Mitgliederversammlung des neu fusio-
nierten Verbandes „Bauwirtschaft Baden- 
Württemberg“ hat am 13. Juli 2018 in Rott-
weil den Bauunternehmer Markus Böll aus 
Schriesheim (55) zum neuen Präsidenten 
des nunmehr landesweiten Bauverbandes 
gewählt.

@nationalteam_baugewerbe

bands Bauwirtschaft Baden-Württemberg. 
Zuvor war er sechs Jahre Mitglied im Präsi-
dium des früheren Verbands der Bauwirt-
schaft Südbaden, er engagiert sich zudem 
in der Landesvereinigung Bauwirtschaft 
Baden-Württemberg. Dieter Diener war bis 
zum Jahresende 2017 Hauptgeschäftsfüh-
rer des Verbands Bauwirtschaft Ba-
den-Württemberg. In dieser Funktion war 
er seit 2009 tätig, nachdem er zuvor be-
reits seit 1997 Hauptgeschäftsführer des 
Fachverbands Bau Württemberg war.
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Bauhauptgewerbe Deutschland

Baugewerblicher Umsatz 

2018 2018 Veränderung 2018/2017 in %

nach Bauart, in Mio. Euro April Jan. – April April Jan. – April

Hochbau 3.676,1 12.193,1 11,1 9,1 

Tiefbau 2.812,5 7.980,1 14,5 7,0 

Wohnungsbau 1.603,6 5.273,9 12,7 13,0 

Wirtschaftsbau 2.742,8 8.900,1 14,3 9,0 

Öffentlicher Bau 2.142,2 5.999,2 10,2 3,2 

Insgesamt 6.488,6 20.173,2 12,5 3,2 

Beschäftigte (Anzahl)

2018 2018 Veränderung 2018/2017 in %

April Jan. – April April Jan. – April

Insgesamt 460.281 452.747 4,3 4,7 

Geleistete Arbeitsstunden 

2018 2018 Veränderung 2018/2017 in %

nach Bauart, in Millionen April Jan. – April April Jan. – April

Hochbau 25,1 85,0 11,6 5,2 

Tiefbau 24,9 74,1 10,9 2,7 

Wohnungsbau 12,5 40,9 14,2 7,8 

Wirtschaftsbau 19,3 65,4 9,9 3,3 

Öffentlicher Bau 18,3 65,4 10,7 2,2 

Insgesamt 50,0 159,1 11,2 4,0 

Auftragseingang (in Mio. EUR)

2018 2018 Veränderung 2017/2016 in %

Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten März Jan. – März März Jan. – März

Hochbau 3.474,9 12.963,1 6,9 4,0 

Tiefbau 3.245,8 12.963,1 6,6 10,0 

Wohnungsbau 1.539,7 5.376,1 18,4 5,3 

Wirtschaftsbau 2.616,0 10.385,7 6,3 9,0 

Öffentlicher Bau 2.564,9 9.093,9 1,2 5,3 

Insgesamt/nominal 6.720,7 24.855,6 6,8 6,8 

Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten (per April 2018) – Stand Juni 2018

Quelle: Statistisches Bundesamt

Geburtstage 

Am 12. Juli 2018 vollendete Herr Dipl.-Oec. Hermann Schulte-Hiltrop 
sein 60. Lebensjahr. Er ist Hauptgeschäftsführer des Baugewerbe
verbandes Westfalen sowie Hauptgeschäftsführer des Verbandes 
Stuck-, Putz- und Trockenbau Westfalen e.V.

Dr. Friedrich Remes, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Holz-  
und Bautenschutzverbands e.V., feierte am 24. Juli 2018 seinen  
60. Geburtstag. 

Am 1. August 2018 feiert Rechtsanwalt Dr. Nils Kleine-Möller, ehe-
maliger Hauptgeschäftsführer des Landesverbandes Bayerischer 
Bauinnungen und Träger des Ehrenrings des Deutschen Baugewerbes, 
seinen 85. Geburtstag.

Termine 2018

6. und 7. September 2018 Stone+tec Nürnberg

18. und 19. September 2018 Herbsttagung Bundesverband Ausbau und Fassade Köln

24. September 2019 Breitbandfachtagung Darmstadt

26. bis 30. September 2018 EuroSkills 2018 Budapest, Ungarn

27. September 2018 Herbsttagung Fachverband Hoch- und Massivbau Budapest, Ungarn

8. und 9. November 2018 Deutscher Baugewerbetag und Deutscher Obermeistertag Berlin

10. und 12. November 2018 Deutsche Meisterschaften in den Bauberufen Erfurt

28. und 29. November 2018 Branchentage 2018 – Bundesverband Ausbau und Fassade im ZDB Leipzig

14. bis 19. Januar 2019 Bau 2019 München

7. und 8. März 2019 Deutscher Bautechnik-Tag Stuttgart

20. bis 23. März 2019 Messe „Farbe, Ausbau und Fassade“ Köln

Fliesenlegermeister Hans-Josef Aretz begeht am 18. August seinen 
75. Geburtstag. Aretz ist ehemaliges ZDB-Vorstandsmitglied und 
Träger des Ehrenrings des Deutschen Baugewerbes. 

Prof. Dr. Karl Robl vollendet am 10. September 2018 sein 75. Lebens-
jahr. Robl ist ehemaliger Hauptgeschäftsführer des Zentralverbands 
des Deutschen Baugewerbes und Träger des ZDB-Ehrenrings.
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